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Musterschreiben für die
Wohnungsverwaltung

Kürzlich hat der Haufe-Verlag eine Neu-
auflage seines Formularhandbuchs für
die Wohnimmobilienverwaltung vorge-
legt. Wie bei den Ratgebern des Verlags
üblich, und für die Nutzer auch praktisch
und sinnvoll, handelt es sich weniger um
eine grundsätzliche Überarbeitung, son-
dern um eine Aktualisierung der Inhalte
der Vorgängerauflagen vor allemdort, wo
Gesetzesänderungen oder neue Tenden-
zen in der Rechtsprechung dies nötig
machten oder zumindest nahelegten. Das
Buch unterteilt sich wesentlich in die
Bereich Werkvertragsrecht, Wohnungsei-
gentumsrecht und Mietrecht und liefert
dazu Formulierungsvorschläge für so
ziemlich jeden im Berufsalltag denkbaren
Vorgang. Jedes Musterformular wird mit
einer kurzen, prägnant formulierten
Erläuterung begleitet, in der die einzelnen
relevanten Punkte hervorgehoben sind.
Alle Muster stehen selbstverständlich zum
Download zur Verfügung und können
direkt für die täglicheArbeit übernommen
werden. Damit liefert der Autor einen
Werkzeugkasten, der verwaltendenEigen-
tümern von vermietetem Wohneigentum,
aber auch beauftragten externen Verwal-
tern dabei helfen kann, bei ihrer Arbeit
rechtlich möglichst auf der sicheren Seite
steht; selbst der Profi wird nicht immer
alle relevanten Veränderungen der
Rechtslage und die daraus zu ziehenden
Konsequenzen im Blick haben. Vor allem
aber soll das Werk den Verwalter von
Routinearbeiten entlasten und ihm Zeit
und Raum geben für die wesentlichen
Dinge dieses Beruf. Denn, wie es der Autor
in seinemVorwort hübsch formuliert, „als
Verwalter haben Sie es permanent mit
Menschen zu tun und der menschliche
Faktor bringt Überraschungen, Unge-
wissheit und gelegentlich auch Ärger mit
sich“. Um seinen Job also gut zu machen,
kommt es darauf an, auf die konkrete
Situation „richtig und angemessen zu rea-
gieren“. Thomas Hilsheimer

Literaturhinweise

Peter-Dietmar Schnabel:
Formularhandbuch
Immobilienverwaltung,
3. Auflage 2019,
234 Seiten, Paperback,
39,95 Euro.

Zu beziehen über www.iz-shop.de.

Guter Rat für den Umgang
mit Altbauten

Während die einen munter weiter nach
Wohnungsneubau rufen, werden die
anderen nichtmüde zu entgegnen, dass in
Deutschland schonmehr als genug gebaut
und Fläche verbraucht wurde und über-
haupt mehr als reichlich Wohnraum zur
Verfügung stehe. Man müsse sich nur
etwas Mühe geben, um sich der Immobi-
lien annehmen, die deutschlandweit leer
stehen, und dabei etwas Kreativität ent-
wickeln (www.verbietet-das-bauen.de).

Hilfe dafür bietet der vorliegende Rat-
geber. Nach einigen Hinweisen auf die für
die unterschiedlichen Gebäudealtersklas-
sen typischen Mängel kommen die Auto-
ren schnell zumeigentlichenKern des Rat-
gebers, der Frage: Sanierung oder grund-
legende Modernisierung? Behandelt wer-
den dabei Überlegungen zu verbesserten
Grundrissen, zum Dachgeschossausbau,
zur Modernisierung der Haustechnik und
natürlich zu Energie sparenden Maßnah-
men. Die Autoren befassen sich mit den
einzelnen Bauteilen und gehen bis in die
Details der verwendeten Baustoffe. Nicht
fehlen dürfen die Hinweise auf Förder-
maßnahmen und wichtige Gesetze. Alle
diese Texte sowie zahlreiche Checklisten
und Links zu den Landesbauordnungen
stehen dem Käufer über den im Buch ab-
gedruckten Zugangscode zum Download
zur Verfügung. Thomas Hilsheimer

Anette Stein, Eike
Schulze, Stefan Möller:
Der Altbau. Auswahl,
Kauf, Modernisierung,
Haufe Lexware,
1. Auflage 2020,
237 Seiten, Paperback,
29,95 Euro.

Rechtsanwältin
Dr. Anja Birkenkämper

von Kapellmann
und Partner

Bild: Kapellmann

Baurecht. Der Auftragnehmer darf Lücken
oder Fehler im Leistungsverzeichnis nicht
hinnehmen, sondern muss Fragen klären,
bevor er sein Angebot abgibt. Ansonsten
kann er keine Mehrvergütungs- oder
Schadenersatzansprüche durchsetzen.

OLG Celle, Urteil vom 20. November 2019
Az. 14 U 191/13

Widersprüchliches ist vor der
Angebotsabgabe aufzuklären
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DER FALL

EinAuftraggeber beauftragt einUnterneh-
men mit Erdbauarbeiten für den Neubau
einer Bundesstraße. Im Leistungsver-
zeichnis heißt es: „Besonders überwa-
chungsbedürftigen Boden bzw. Fels nach
Unterlagen AG (Gutachten auf CD) aus
Abtragsbereichen lösen, laden und einer
Entsorgung nach Wahl des AN zuführen.
Einstufung gemäß LAGA Z 1.1“. In dem
auf CD beigefügten Schadstoffgutachten
ist vermerkt: „Allein fünf Werte liegen
gemäß der Klassifikation der LAGA über
Z 2.4, vier Werte entsprechen Z 2 und elf

Z 1.2.“ Weiterhin heißt es: „Aufgrund die-
ser Ergebnisse empfehlen wir, den Boden
analog der Einbauklasse Z 1.1 der Emp-
fehlungen der LAGA zu behandeln.“ Der
Auftragnehmer lässt aufgrundder Schwie-
rigkeiten bei der Entsorgung des Bodens
ein eigenes Gutachten über die Schad-
stoffbelastung erstellen, das ihn der Ein-
bauklasse Z 1.2 zuordnet. Wegen der
Abweichung klagt die Firma Mehrkosten
ein. Das LG weist die Klage ab, das Unter-
nehmen geht ihn Berufung.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg, die Firma bekommt keine
Mehrkosten ersetzt. Die Auslegung der
Unterlagen in Bezug auf die zu kalkulie-
renden Bodenverhältnisse führt zu kei-
nem eindeutigen Ergebnis. Die Angaben
im Leistungsverzeichnis lassen sich nicht
mit der BaubeschreibungunddemSchad-
stoffgutachten in Einklang bringen. Der
Hinweis, dass derBoden „besonders über-
wachungsbedürftig“ sei, ist als Warnhin-
weis zu verstehen, der im Widerspruch

dazu steht, dass er im Leistungsverzeich-
nis als LAGA Z 1.1 eingestuft wird. Die
Bodenverhältnisse, die der Auftragneh-
mer vorgefunden hat, sind deshalb nicht
von den ausgeschriebenen abgewichen.
Obwohl der Auftraggeber die Leistung
eindeutig und erschöpfend beschreiben
muss, durfte dasUnternehmennicht ohne
weiteres mit einem in LAGA Z 1.2 einzu-
stufenden Boden kalkulieren. Deshalb
kann es keine Ansprüche geltendmachen.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Ist ein Leistungsverzeichnis lücken- oder
fehlerhaft, muss der Auftragnehmer Wi-
dersprüche und Zweifel klären, bevor er
sein Angebot abgibt. Zudem muss er sich
unter Hinzuziehung der weiteren Aus-
schreibungsunterlagen ausreichende
Kenntnisse über die vorgesehene Bau-
weise verschaffen. Kommt der Auftrag-
nehmer dieser Prüfungs- und Hinweis-
pflicht nicht nach, kann er nach dem

Grundsatz von Treu und Glauben auch
keineAnsprüche ausVerschuldenbeiVer-
tragsschluss wegen einer fehlerhaften
Ausschreibung stellen. Informationen aus
den Ausschreibungsunterlagen muss er
einpreisen. Legt der Auftragnehmer hin-
gegen seinem Angebot einfach die güns-
tigste Leistung zugrunde, verdient er kei-
nen rechtlichen Schutz.

(redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Der Mieter kann eine
Kündigungserklärung durch den Käufer
zurückweisen, wenn ihm nicht alle
Vollmachtsurkunden im Original oder in
notarieller Ausfertigung vorgelegt werden.

OLG München, Beschluss vom 21. Oktober 2019
Az. 7 U 3659/19

Käufer muss bei Kündigung die
Originalvollmacht vorlegen
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DER FALL

Ein Eigentümer verklagte seinen Mieter,
weil dieser das Grundstück nach einer
Kündigung nicht räumen wollte. Der Klä-
ger hatte die Gewerbeimmobilie gekauft
und wurde im Kaufvertrag ab Besitzüber-
gang zur Ausübung der Vermieterrechte,
insbesondere des Kündigungsrechts,
bevollmächtigt. In der Folgezeit stellte der

Mieter die Mietzahlungen ein, woraufhin
der Eigentümer denMietvertrag kündigte.
Dabei legte er eine notarielle Ausfertigung
des Kaufvertrags und eine notariell
beglaubigte Abschrift der Vollmacht des-
jenigen vor, der den Verkäufer bei Kauf-
vertragsschluss vertreten hatte. Der Mie-
ter wies die Kündigung zurück.
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DIE FOLGEN

Zu Recht, so das OLG München. Gemäß
§ 174 BGB kann ein einseitiges Rechtsge-
schäft eines Bevollmächtigten – hier die
Kündigung – vom Empfänger zurückge-
wiesen werden, wenn der Erklärende eine
Vollmachtsurkunde nicht vorlegt. Der
Vermieter hätte neben der notariellen
Ausfertigung des Kaufvertrags auch das
Original oder eine Ausfertigung der Voll-
machtsurkunde des Verkäufervertreters

vorlegen müssen, so das OLG München.
Eine notariell beglaubigte Abschrift reicht
nicht, da der Mieter sich nicht darauf ver-
lassen muss, dass der Notar die Voll-
machtsurkunde überprüft hat. Er muss
selbst die Möglichkeit haben, die Vertre-
tung anhand der Vollmachtsurkunde zu
überprüfen. Der Mieter durfte die Kündi-
gung zurückweisen, womit sie unwirksam
wurde.
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WAS IST ZU TUN?

Bei einseitigen Rechtsgeschäften im Falle
von Vertretungsketten muss dem Erklä-
rungsempfänger für jedes einzelne Vertre-
tungsverhältnis die Vollmachtsurkunde
im Original oder in notarieller Ausferti-
gung vorgelegt werden. Wird lediglich
eine notariell beglaubigte Abschrift ent-
lang der Vollmachtskette vorgelegt, kann
das dazu führen, dass das Rechtsgeschäft
unwirksam wird. Dies wiederum birgt das
Risiko, dass ein Mieter, der sich mit der
Mietzahlung im Verzug befindet, infolge
der unwirksamen Kündigung gewarnt ist.
Zahlt er anschließend die Miete, geht die
Kündigungsmöglichkeit insgesamt verlo-
ren – noch bevor die Kündigung formge-

recht nachgeholt werden kann. Zudem
besteht dieGefahr, dass eine Frist zur Aus-
übung des Kündigungsrechts verstreicht.
Alternativ zur Vorlage der Vollmachts-
urkunde kann der Verkäufer den Mieter
gemäß§174 S. 2BGBvonderBevollmäch-
tigung in Kenntnis setzen. So schließt er
das Zurückweisungsrecht des Erklärungs-
empfängers eines einseitigen Rechtsge-
schäfts aus. Generell empfiehlt es sich,
dass sich die Kaufvertragsparteien ins-
besondere bei Vollmachtsketten frühzei-
tig darüber abstimmen, wie ein ausrei-
chender Vertretungsnachweis erfolgen
soll. (redigiert von Anja Hall)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Veräußert ein Eigentümer ein
Mietwohngrundstück an eine ihm
nahestehende Person, kann der Kaufpreis
auf Basis des Sachwerts vereinbart werden.

BFH, Urteil vom 29. Oktober 2019,
Az. IX R 38/17

Finanzamt muss Grundstücksverkauf
zum Sachwert anerkennen
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DER FALL

Die Gesellschafter einer vermögensver-
waltenden GbR, die Wohngrundstücke
vermietete, veräußerten 94% ihrer Anteile
für 1,9Mio. Euro an eine Familienstiftung,
deren Destinatäre sie selbst waren. Der
Kaufpreis wurde später durch ein Sach-
wertgutachten belegt. Beim Verkauf wur-
den auch Forderungen der GbR an die
Gesellschafter, sogenannte negative Kapi-
talkonten, berücksichtigt, was den Kauf-
preis erhöhte. Diese zusätzlichen An-
schaffungskosten wurden von der Stiftung
in einer Ergänzungsrechnung zur Einnah-

men-Überschussrechnung der GbR ge-
führt und abgeschrieben. Das Finanzamt
beanstandete bei einer Betriebsprüfung
die Höhe des Kaufpreises. Es wendete das
Ertragswertverfahren an und schätzte den
Verkehrswert auf nur 0,95 Mio. Euro. Die
Differenz sei eine verdeckte Ausschüttung
an die Destinatäre gewesen. Zudem seien
die Forderungen an die Gesellschafter zu
Unrecht kaufpreiserhöhend berücksich-
tigt worden. Die Gesellschafter erhoben
Einspruch und klagten beim Finanzge-
richt – ohne Erfolg.
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DIE FOLGEN

Die Revision beim BFH war jedoch erfolg-
reich. Das Gericht entschied, dass der
Kaufpreis und die Anschaffungskosten
angemessen waren. Bei Mietwohngrund-
stücken ist die Anwendung des Sachwert-
verfahrens angebracht, denn für den
Erwerb sei auch die Aussicht auf einen
langfristigen steuerfreien Wertzuwachs
ausschlaggebend. Und der Erwerb eines
„negativen Kapitalkontos“ des Veräuße-
rers gehört dann zu den Anschaffungskos-
ten des Erwerbers des GbR-Anteils, wenn

dieser wirtschaftlich hieraus belastet ist.
Das war hier der Fall, weil der Käufer die
Forderungen ausgeglichenhat. Eine bloße
Haftungsübernahme wäre dagegen nicht
ausreichend. Die Anschaffungskosten der
erwerbenden Stiftung, die aus der Über-
nahme der Forderungen entstehen, sind
in einer Ergänzungsrechnung zur Über-
schussrechnung auf die Wirtschaftsgüter
der GbR zu verteilen und unabhängig von
der Handhabung in der Gesamthand ab-
zuschreiben, stellte der BFH klar.
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WAS IST ZU TUN?

Der BFH hat mit dieser Entscheidung
einige interessante Klarstellungen für die
Besteuerung von vermögensverwalten-
den Personengesellschaften getroffen:
Analog zur Behandlung im betrieblichen
Bereich ist eine Ergänzungsrechnung für
zusätzliche Anschaffungskosten des Er-
werbers zu führen. „Negative Kapitalkon-
ten“ jedoch zählen nur dann zu den

Anschaffungskosten, wenn der Käufer
diese tatsächlich ausgleicht. Bei Verkäu-
fen zwischen nahestehenden Personen
sollte zudem immer ein Gutachten einge-
holt werden, um den vereinbarten Kauf-
preis zu untermauern. Für Mietwohn-
grundstücke ist dabei das Sachwertverfah-
ren maßgebend. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Béla Gehrken

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Wird das Außengerät
einer Luftwärmepumpe auf einem Sockel
vor der Außenwand eines Gebäudes
montiert, muss die Anlage die
bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen
zum Nachbargrundstück einhalten.

VG Köln, Urteil vom 13. März 2020
Az. 8 K 16093/17

Abstandsflächen gelten auch
für die Haustechnik
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DER FALL

Um das genehmigungsfrei aufgestellte
Außengerät einer Luftwärmepumpe ent-
zündete sich ein Rechtsstreit. Es war auf
einem Sockel vor der Außenwand eines
Gebäudes montiert und hatte einen
Abstand von 2,66 m zur Grundstücks-
grenze. Weil dadurch der abstandsflä-

chenrechtliche Mindestabstand von drei
Metern unterschritten war, verlangte die
Bauaufsicht mit einer bauaufsichtlichen
Verfügung, dass das Außengerät beseitigt
wird. Dagegen wehrte sich der Eigentü-
mer.
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DIE FOLGEN

Das Gerät muss entfernt werden, die
Beseitigungsverfügung ist rechtmäßig,
urteilte das VG Köln. Bereits 2016 hatte
das OVG NRW entschieden, dass das
Außengerät einer Luftwärmepumpe, das
an der Außenwand eines Hauses ange-
bracht ist, als Teil des Gebäudes gilt und
damit die bauordnungsrechtlich erforder-
lichen Abstandsflächen einzuhalten hat
(Az. 7 A 263/16). In der Folge wurde teil-
weise davonausgegangen, dassHaustech-
nik dann nicht demAbstandsflächenrecht
unterliegt, wenn sie nicht an die Außen-
wand montiert, sondern beispielsweise
auf einem Sockel vor der Außenwand
eines Gebäudes installiert wird und nicht

höher als zwei Meter ist. Das VG Köln hat
nun klargestellt, dass auch ein solches
Gerät die Abstandsflächen einhalten
muss. § 6Abs. 1 Satz 2BauONRW,wonach
für Bauten, die kleiner als zweiMeter sind,
keine Abstandsflächen nötig sind, greift
nicht, da diese Regelung nur für selbst-
ständige bauliche Anlagen gilt. Das
Außenteil der Luftwärmepumpe steht
aber in unmittelbarem Funktionszusam-
menhang mit dem Innengerät einer sol-
chen Pumpe und ist damit Bestandteil
einer Anlage, die der Beheizung des Hau-
ses dient. Es hat keine eigenständige
Bedeutung und ist durch die Zuleitungen
baulich mit dem Gebäude verbunden.
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WAS IST ZU TUN?

In der Praxis wird Haustechnik, beispiels-
weise Luftwärmepumpen, üblicherweise
an der Außenwand eines Gebäudes mon-
tiert bzw. vor eine solche Außenwand
gesetzt. In der Regel kann dies genehmi-
gungsfrei erfolgen. Dies entbindet aber
nicht von der Pflicht, die öffentlich-recht-
lichen Vorschriften, etwa was das Ab-
standsflächenrecht betrifft, einzuhalten.
Die Erwägungen des VGKöln dürften auch
auf andere Formen der Haustechnik wie

Lüftungsanlagen, Kühltechnik undKlima-
geräte übertragbar sein. Bei der Planung
von Wohngebäuden, Gewerbebetrieben
und auch Einzelhandelsbetrieben muss
daher beachtet werden, dass auch für
derartige technische Einrichtungen Ab-
standsflächen gelten. Denn ein Abstands-
flächenverstoß kann auch durch den
betroffenen Nachbarn erfolgreich ange-
fochten werden. (redigiert von Anja Hall)


